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Wiener , schützt den Blumenschmuck unserer Wälder und Wiesen!

Schon in den ersten Frühlingswochen konnte man allerorts
eine Wahrnehmung machen , die auf eine Verwüstung des heimischen.
Blumenschmuckes in einem Ausmaße schließen ließ , wie es bisher
noch nie der Fall war . Ausflügler , gewerbsmäßige uiid noch mehr
zahlreiche unbefugte Blumenhändler , brachten massenweise Blumen und
Blütenzweige in die Stadt oder boten solche zum Verkauf an.

In den vergangenen Jahrzehnten gelang es den mit gesetzli¬
ch Naturschutz sich befassenden Stellen die Bevölkerung davon .
zu überzeugen , wie sinnlos es ist , die Natur ihres Pflanzenschmuk-
kes zu berauben , Bas Ergebnis dieser anerkennenswerten Selbstdis¬
ziplin war , daß bereits früher selten gewordenen Gewächse sich wi« -
3er weit verbreiteten . Bor Krieg brachte auch auf diesem Gebiet eine
hemmungslose Bisziplinlosigkeit mit sich , Blumenhändler machen sich
ücht nur schwerer Übertretungen der Naturschutzgesetze schuldig,
sondern verlangen für ihre unerlaubte Ware auch noch Preise , deren
Höhe selbst schon das Erstaunen der in Wien erscheinenden alliier¬
en Presse hervorrief . Künftighin werden daher alle Sicherheits-
’md Wachorgane weisungsgemäß nicht nur gegen den Unfug der geschil¬
derten Art , sondern auch gegen jede Preisüberschreitung beim Ver¬
kauf von Blumen einschreiten.

*

Verbesserung der Gasversorgung!
==== =:= =:= 5= ===:t= =:=s == =; =: = === =: =:== = ==* ==

Bie Alliierten haben sich entschlossen , eine größere Kohien-
~rige zur Gaserzeugung freizugeben , so daß eine Verbesserung der

^slieferzeiten vorgenommen werden kann.
‘JftU

Ab Sonntag , den 19 . d . M*. gelten folgende Gaslieferzeitent
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'ontag , Mittwoch und Freitag

von 5 Uhr 30 bis 14 Uhr und
von 18 Uhr 30 bis 21 Uhr,

Dienstag , Donnerstag und Sonntag

von 5 Uhr 30 bis 8 Uhr,
von 11 Uhr bis 14 Uhr und
von 18 Uhr 30 bis 21 Uhr,

Samstag

von 5 Uhr 30 bis 8 Uhr,
von 11 Uhr bis 16 Uhr und
von 18 Uhr 30 bis 21 Uhr.

Die Gasrationen können vorläufig nicht erhöht werden . Die
röchst zulässige Gasbezugsmenge beträgt bei Haushalten bis zu 3
:ersonen 0 ? 6 Kubikmeter , bei größeren Haushalten 0 ’ 9 Kubikmeter je
<ag . Der Gasverbrauch in den Haushalten wird nach wie vor überprüft
' " ^ en . Bei Überschreitungen muß die Gasanlage gesperrt werden.

Neugestaltung des Geschichtsunterrichts

Die Arbeitsgemeinschaft der Geschichtslehrer an den Mittel-
Thülen Wiens veranstaltete vom 13 . bis 15 . Mai 1946 im Einverneh-
ljn bem Stadtschulrate für Wien eine Tagung , an der auch die Ge¬
richts lehr er der Hauptschulen teilnahmen . Auf dem Programm stan-

grundsätzliche Vorträge und Beratungen über die Reform des Ge-
ücichtsunterrichtes im neuen Österreich.

Nach der Begrüßung der Tagung durch den Obmann der Arbeits-
^einschaft Prof . Dr . Korger  sprach Bundesminister für Unterricht

IlBfdes  und drückte seine Hoffnung aus , daß die Tagung erfolg-
° - che Arbeit leisten werde . Der geschäftsführende Präsident des
" " '^ ' Schulrates für Wien Nationalrat Dr . Z echner  hielt hierauf eir r
belegenden Vortrag über die Reform des Geschichtsunterrichtes.

h r Lehrstoff der Geschichte müsse so ausgewählt werden , daß er der
l - ^ n Bildungsaufgabe der Schule am besten entsprechen könne . Unsere-
pungawerte können unter dem Begriffe der Humanität subsumiert woj
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den , also des sozialen Wertes , dessen Realisierung das Gemein¬
schaftsleben überhaupt erst ermöglicht,

Univ . Prof . Pr . Meist er sprach zum Thema " Geschichtsphilo¬
sophie - Geschichtswissenschaft - Geschichtsunterricht " . Auf hohem
geistigen Niveau gelang es ihm sowohl scharf wissenschafts - logi¬
sche Pefinitionen zu geben , aber doch auch für die Praxis und Metho¬
dik des Unterrichtes Wesentliches beizusteuern.

Am zweiten Tag sprach Hochschulprofessor Pr . Lugmayer  über
he christliche Geschichtsphilosophie und Univ . Prof . Pr . Stern
über die Geschichtsauffassung des historischen Materialismus . Damit
wurden im Gegensatz zu den in den letzten Jahren üblichen Einseitig¬
keiten der Geschichtsbetrachtung zwei Geschichtstheorien entwickelt,
5errjn Eedeutung jetzt wieder gebührend gewürdigt werden kann.

Per dritte Tag war den Problemen der österreichischen Ge¬
dichte gewidmet . Univ . Doz t Pr . Mül

_
ler sprach über den " österrei-

Ten Staatsgedanken » und Univ . Poz , Pr . Lhotzky  über » Pas Werden
hs österreichischen Staates " . Besonders durch diese beiden Vorträge
ü ö.urch das geistvolle Schlußwort des Vertreters des Bundesmini-

Ueriums für Unterricht , Sektionschef Pr . Ga ssner , wurde deutlich . ,
die Geschichte Österreichs wohl einen wesentlichen Bestandteil

dseres Geschichtsunterrichtes '
darstellen muß , daß sie unbedingt

losgelöst von der großdeutschen Ideologie vorzutragen ist , daß sie
?üer nur  sinnvoll eingebaut in den Lahmen der europäischen und Uni-
■nsaigeschichte gelehrt und begriffen worden kann . Ebenso kam als

-geonis der Tagung deutlich zum Ausdruck , daß man sich völlig ab-
’:nden müsse vom Primat der politischen oder gar der Kriegs - . und Dy~

‘- tengeschichte und daß man größeren Wert legen wird müssen auf cje
-Stellung der sozialen , wirtschaftlichen und kulturellen Entwick¬
le unseres Volkes , Europas und der ganzen Welt.

Ma.n kann demnach feststellen , daß die Tagung , die überd . ies Le-
'J ° ß , in Form von kleineren Arbeitsgemeinschaften und Fortbildung?

, lSen an gesehnittenen px ob lerne im einzelen weiter zu behandelr . .
1 ^halb des Neawuf w <\ g des 2 maul wesens überaus erfolgreich^ erfreulich gewesen ist.
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Rückbenennung von Straßen

Der Gemeinderatsausschuß für Kultur und Volksbildung hat in
'er Sitzung vom 14 . Mai 1946 die Rückbsne .nnung folgender Verkehrs¬
flächen beschlossen:

1 . ) Die Meistersingerstraße im I . Bezirk wird in Mahlerstraße
rückbenannt . Der Text der Erläuterungsjafel lautet:

Gustav Mahler , 1860 - 1911 , Symphoniker und Direktor der Staate -*

oper ( ±897 - 1907 ) .
2 . ) Die Georg Ritter v . Schönerer Gasse im XIII . Bezirk wird

in Kardinal piffl Gasse rückbenannt . Der Text der Erläuterungstalcl
lautet:

Kardinal Friedrich Gustav Piffl , 1864 - 1932 , Erzbischof von
Kien.

3 . ) Die plankgasse im XVI . Bezirk wird in Kuffnergasse rück-
benannt . Der Text der Erläuterungstafel lautet : Ignaz Edler von
luffner , Besitzer des Ottakringer Brauhauses , Bürgermeister von
Ottakring , 1822 - 1882,

4 . ) Die Kolpingstraße im XX . Bezirk wird in Winarskystraße
rückbenannt . Der Text der Erläuterungstafel lautet : Leopold Winarsi .y*
Gemeinde rat , 1873 - 1915.

5 . ) Der Pater Abel Platz im XX . Bezirk wird in Friedrich
mgels Platz rückbenannt . Der Text der Erläuterungstafel lautet:

Friedrich Engels , Politiker , 1820 - 1895.

Ausgabe von Tabakwaren an Wiener Heimkehrer

Das Hauptwirtschaftsamt Wien gibt im Einvernehmen mit der
sbcrreichisehen Tabakregie , bekannt:

Heimkehrer , die in der Zeit vom 5 . bis 18 . Mai 1946 aus der
-hemaligen deutschen Wehrmacht in Wien entlassen wurden und hier
"‘ren ständigen Wohnsitz haben , erhalten ausnahmsweise einen Be-
• -üigungsschein zürn Ankauf von 20 Stück Zigaretten wahlweise derI°rte ,r B " oder 11A n oder 6 bzw , 4 Zigarren.
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Die in Betracht kommenden Personen haben sich unter Mitnahme

des Entlassungsscheines , aus welchem eindeutig zu ersehen ist,
daß dar Heimkehrer tatsächlich in der Zeit vom . 5 . bis 18 . Mai ent¬

lassen wurde , zur Empfangnahme des Berechtigungsscheines im Rau¬

cherkartenreferat des Hauptwirtschaftsamtes , Wien I . , Strauchgasse
1 , 2 . Stiege , 3 . Stock , Zimmer 123 » in der Zeit von 8 bis 12 Uhr

einzuf inden . .
Die Wiener Tabaktrafiken der Bezirke I - XXVI werden angewiv r -: n*

die mit dem Amtssiegel versehfmnn Berechtigungsscheine bei AusNei¬

gung der Rauchwaren einzuziehen und diese wie die Abschnitte M4/13
zu verrechnen.

Die Berechtigungsscheine verlieren mit 29 . Mai 1946 ( ein¬

schließlich ) ihre Gültigkeit und dürfen nach diesem Zeitpunkt ni <>ht
mehr angenommen werden.

.Bezugsanweisungen für Saatkartoffeln an Nachzügler

Die Magistratsabteilung 93 , Siedlungs - und Kleingartenwesen r.
gibt am Samstag , den lS . d . M . im I . Bezirk , Doblhoffgasse 6 , in der¬
zeit von 7 bis 12 Uhr , Bozugsanweisungen für Saatkartoffeln an
Nachzügler aus , Erntelandinhaber erhalten die Bezugsanweisungen
gegen Vorlage der Erntelandausweiskarte 1946 , Hausgärten gegen Vor-
- -•ge des Grundbesitzbogens.

Kinder fuhren in die Schweiz.

Gestern fuhren wieder 370 erholungsbedürftige Kinder aus Wie 0
und Niederösterreich in die Schweiz . Stadtrat Da * Ereund  hatte
sich zur Verabschiedung auf dem Wiener Franz Josefs - Bahnhof ein¬
gefunden.
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GemeinderatsSitzung vom 16 . Mai 1S46
/

Nach Erledigung der Tagesordnung wurden nachstehende von

der Fraktion der Sozialistischen Partei eingefcrachte Anträge
verlesen und der ge sc häfts ordnungsmäßigen Be .hr ndlung zugewiesen

An . tr u g

dor Geraeinderäte Hummel , Peischl , Muhr und Geaosaen ( SPÖ ) .

Boi der heutigen Eonkurrenzierung in der Leichenbestat t arg
wird es immer wieder unangenehm vor , der Bevölkerung empfunden,
daß noch am Ster be bet t ein Eonkurre nzk ampi um die Besta ttung t ■ .1
Leiche beginnt . Darüber hinaus soll die Bestattung der Leichen n

gewissen Richtlinien auf eine einheitliche Basis gebracht werden
Fs muß außerdem noch S 01 ge getragen - werden dafür , daß den Mittel
losen gleichfalls eine würdige Bestattung der Leichen garantiert
wird . TJu diese , wohl von allen Teilen der Bevölkerung gewünscht ..

Aufgaben erfüllen zu können , ist es notwendig f die gesamte Leich
bestattung der Gemeinde zu übertragen.

De r Gerneinderat wolle daher beschließen:
Die gesamte Leichenbesta11u :ag ist der Gemeinde Wien zu üb.

tiegen . Alle privaten Leichenbestattungen sind von der Stadtve : • -

woltung zu übernehmen und in einem Gemoindebetrieb zu vereinige
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A n t r a e

der Gemeinderete NÖdl , 1ebner und Genossen ( SPö ) .

Bis Gesundheit der wiener Bevölkerung hat durch den Krieg
sctwer gelitten . Besonders arg sind die gesundheitlichen Schäli-
rgeo der Jugend . Nach dem ersten Weltkriegs hat die Gemeinde
len eine Fürsorge auf gebaut , die in dar ganzen halt Anerkennung
■furJeu hat . Bor Faschismus hat diesen Fürso rge apparat zum großen
dl zerstört . Ihn nieder auf zubaue rA und damit nieder die Voraus-
Atzung für das Heranv/achsen einer gesunden Jugend zu schaffen . ,
et eine der dringendsten Aufgaben der neuen Gemeindeverwaltung.

? (reuejnderat wo lle daher be schließeing

1 * 5 Wiederherstellung der Mütter - und Kind er f •: r sorge , wie
-c b i s 193 4 best .ande n h e t.

2 . ) Eheste Wiederherstellung der zerstörten Kinderfrei-
der und Schaffung von Spielplätzen und Spielwiesen für schul-

h ' .tlmc und vorschul pflichtige Kinder
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A n t a £■

sr G-emeimeräte Adelpoller , Kümmel , Wiedcrmenn und Genossen (SPO ) ,.

Per Brieg hat su einer vollständigen Zerrüttung des Wiener
Verkehrswesens geführt . Bei voller Anerkennung cor Leistung der
naer Verkehrsbetriebe und ihrer Bediensteten beim Wiederaufbau

,U! städtischen Ventehr s *v e s ens muß doch fe st gestellt werden , d e ?,
7oneiner Befriedigung der dringendsten Verkehrsbe önr ini s s o der
Laer Bevölkerung noch kenne Reue sein kann.

..swird daher folgender Antrag gestellt und die Vorlesung verlangt*
Pie .Direktion der Wiener Verkehrsbetriebe hat alle awfcck-

icHiichen nahmen zu ergreifen , um so rasch als möglich eine
-Lichtung des Straßenhahnverkehrs und die Erschließung der vom
ilrr noch unberührten Stadtgebiets herbeizuführen . Zu diesem

^ Gke sind auch die  leistungsfähigen privaten Elektroiirmen sur
Berber Stellung des Cberleitungsnetzes und . die private Wagrcnbau-
•austrie zur Durchführung von Reparatur arbeiten im woitestcTshen-

■ Ausmaße heranzuzieben.
Pis Direktion der Wiener Verkehrsbetriebe wird ferner es—

alles  zweckdienliche zu unternehmen , um den Betrieb von
•foouslinien wieder aufsunehmen . An erster stelle sind jene klnl~  n
;du ‘ ?,u er offnen , die die am Stadtrand liegenden Stadtteile oder

•Ltbar gemeinden mit w ien verbinden , deren Bewohner hauptsächlich
'i ö n beschäftimt sind.
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Die Fraktion der österreichischen Volkspartei hat die
nachstehenden Anträge eingebracht , die gleichfalls verlesen
und der geschäftsordnungsmässigen Behandlung zugewiesen wurden*

Antrag
aevtr = = 5*= ss;?cs=

der Gemeinderate Schwaiger , Hartmann , Deibl und Genossen ( ÖVP) #
*

Gemäß § 17 der Geschäftsordnung des Gemeindesrates dsr
Stadt Wien stelle ich folgenden Antrag  und ersuche um dessen
Verlesung vor Schluß der öffentlichen Sitzung:

Der amtsführende Stadtrat der .Verwaltungsgruppe VI wird
auf gefordert , geeignete Schritte zu unternehmen , daß seitens
des Stadtbauamtes alles darangesetzt wird , um die Voraussetzung
für eine Verbesserung der Beleuchtungsverhältnisse vornehmlich
in den Handgebieten Wiens in Bälde zu schaffen und dadurch der
Bevölkerung die Möglichkeit zu geben , unter Umständen auch spä¬
ter als zur Zeit der Dämmerung nach Hause zurüakzukehren.

Begründung:  Die Sicherheitsverhältnisse haben in Wien
leider zu einer bisher nicht gekannten Anhäufung von Gewalt -
verbrechen und sonstigen kriminellen Fällen geführt , die nicht
zuletzt darauf zurückzuführen sind , daß die Stadt zu einem gros¬
sen Teil nach immer während der Nachtzeit in völliges Dunkel
SQhüllt ist * Wenngleich in diesem Zusammenhänge schon sehr viel
geschehen ist und speziell die Hauptverkehrsstrassen zum Teil
schon beleuchtet sind , so muß doch das Augenmerk darauf ge¬
dichtet sein , auch die Nßbenstrassen und speziell auch die
'/crkohrswege in den Wiener Hand ge bieten zu beleuchten . Die
Schäden , die dort infolge von Kriegseinflüssen entstanden sind,
Surften nicht so schwerwiegende sein , daß in dieser Beziehung
nicht bald eine Wiederaufnahme der Beleuchtung erfolgen könn-
t (j *

I
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der

Antrag

Creme inderäte Bauer , Küblböck , Ha im und Genossen ( ÖVP ) .

Gemäss § 17 der Geschäftsordnung für den Gemeinderat der
Stödt Wlon » stölle ich  Antrag an den Stadtrat der Gruppe X,
uie Verfügung des Zentralernährungsamtes der Stadt Wien , wonach
üinür Gruppe von Arbeitern des Gast - und Hotelgewerbes die Le-
ensmitt eizusatzkarten entzogen wurden , widerrrufen zu lassen.
' 3ass § 13  der  Geschäftsordnung bitte ich diesem Antrag die
rllKlichkc . i t der Be ha nd lung zu -zuerke  nno n •

Begründu ng Bas Zentralernährungsamt der Stadt Wien hat
e Verhandlungen mit der Innung des Gast - und Schankgewc -rhes
-ir uio Hotelbetriebe fsstgelogt , dass die Zuteilung von le-
:ensmittelzusatzkarten für Arbeiter dieser Betriebe von der An-
m  der Bcttcn  abhängig ist . So wurde festgelegt , dass für die
rsten 15 Betten eine Angestelltenzusatzkarte und für je weitere

‘0 Betten eine Zusatzkarte für die Arbeiter dieser Betriebe zu-
•üannt wird . Wenn z . B . in einem Hotel 45 Betten bereit stehen,
j o können höchstens 4 Arbeiter die Zusatzkarten für Angestellte

Itan . Qm bji diesem Beispiel zu bleiben , muss festgestellt
-Kn , dass in Betrieben bei einer derartigen Bettenanzahl

Ostens 9 Arbeiter beschäftigt sind , d . h * dass 5 Arbeiter , ob-
;°
hl Sie 60  Stunden Arbeitszeit in der Woche zu leisten haben,

jon
der Zuerkennung der Lebensmittelzusatzkarten ausgeschlossen

tlnd * BiöSü  Verhandlungen wurdan ohne Zuziehung der Vertretun-

^
dor  Arbeitnehmer getätigt . Ich wiodorholo daher meinen ein-’

DgS  gestellten Antrag und ersuche den Herrn Stadtrat in der
'rUPp° X dioSS  Qinseitig gegen die Arbeiter im Hotel — und Gast-
" ;orbü gerichtete Verfügung aufzulieben.
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Antrag

d ' .j r Gemeinde rate Dkfm . Nathschläger , Mazur , Kamme rmay er u . Genos¬
sen ( ÖVP ) .

Gemäß § 17 der Geschäftsordnung des Gemeinderates der Stadt
Wien stelle ich folgenden Antrag  und . ersuche um dessen Verlesung
vor Schluß der öffentlichen Sitzung}

Der amtsführende Stadtrat der Verwaltungsgruppe XII wird
aufgefordert , geeignete Schritte zu unternehmen , daß seitens der
Wiener Städtischen Verkehrsbetriebe unverzüglich die Voraussetzun¬
gen für eine rasche Wiederaufnahme des Betriebes auf der Linie 2
sowie auf der Linie 13 geschaffen werden.

Begründung : Die 2er - und die 13er - Linie sind neben den Ring-
hnien sowie den Gürtellinien die wichtigsten Verbindungsmöglich"
weiten für eine große Anzahl von Bezirken , die speziell für das
Güschäftsleben * aber auch für die Industrie von großer Bedeutung
sind . Es wäre daher hoch an der Zv. it f wenn diese Verbindungslinien
zur Entlastung der übrigen Strecken und zur Vermeidung von größe¬
ren Fußmärschen , die die Bevölkerung der betreffenden Stadtteile
bisher machen mußte , ehestens wieder in Betrieb genommen würden,m  zwar mit der  Linienführung , die schon in normalen Zeiten ge¬
bräuchlich war.

A n t r a g

ler &e ®einderäte Ecmaermayer , Nathschläger , Erber und Genossen ( övr ) .

Gemäß § 17 der  Geschäftaordnung des Gerne inderates der Stadt
stelle  ich folgenden Antrag und ersuche um dessen Verlesung vor

° - bluß der öffentlichen Sitzung:

^
Die amtsführenden Stadträte der Verwaltungsgruppen VII und

werden aufgefordert geeignete Vorkehrungen zu treffen , damit
ly Wiener  Verkehrsbetriebe und die Mag . Abt . 47 ( Transportlenkung)
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imstande ist Gemüse aus den Stadtrandgebieten auf den Nachmarkt ,
in die Großmarkt halle und die Märkte der einzelnen Bezirke zu schaff¬
ten.

Begründung;  In Bezug auf die GemüseVersorgung der Bevölke¬

rung von Wien wurde im vorigen Jahr immer wieder auf das Transport -«
Problem hingewiesen , das zu einem großen Teil an dem völligen Ver¬
sagen der Versorgung der Wiener Bevölkerung mi Gemüse schuldtra¬
gend war . Die TransportTerhältnisse haben sich inzwischen gebessert*
Es wäre daher zu erwägen , die Städtischen Verkehrsbetriebe während
der Facht zur Einbringung des geernteten Gemüses aus den Randgebiet
ten heranzuziehen , um dasselbe zu den Märkten im Zentrum sowie in
dis übrigen Bezirke , zu schaffen . Ebenso wäre die Mag,Abt , 47  zu
beauftragen , alle verfügbaren Transportmittel für den gleichen Zweck
stellig zu machen.

Antrag

Vr Gemeinderäte Weinberger , fr . Hengl , Bauer , Dr . Kresse und Genos¬
sen ( ÖVP} #

Am vergangenen ersten Mai wurde von der Wiener Bevölkerung
kt Bedauern festgestellt , daß bei der Beflaggung der städtischen
Straßenbahnwagen * der Schul - , Wohn - und sonstigen städtischen Gebäu-
;e ausschließlich rote Fahnen verwendet wurden . Dieses Vorgehen d .. r
Gemeindeverwaltung entspricht nicht den demokratischen Grundsätzen,
k in Wien Anwendung finden sollten und könnte zu der Meinung füh-

reri , daß die städtischen Verkehrsmittel , sowie die Schul - und Wohn¬
gebäude ausschließlich Eigentum einer bestimmten Partei sind . Es
;;arc d -b .er Vorsorge zu treffen , daß in Hinkunft bei allen Anlass , .
5Gl denen beflaggt wird , nur Farben der Stadt Wien Verwendung fir:

Dieser Antrag wird gemäß § 17 der Geschäftsordnung des Gern
kiätms der Stadt Wien gestellt . Ich ersuche um dessen Verlesung
°r Schluß der öffentlichen Sitzung.
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Antrag

der Gemeinderäte Mazur , Kammermayor , Ing . Rio gor und Genossen
(ÖVP ) .

Durch , die Bombardierungen und die Kriegshandlungen haben
zahlreiche Wiener Strassen schwere Schäden erlitten . Die Trich¬
ter und Löcher wurden zum grossen Teil zwar notdürftig ausge-
i'üllt , doch haben sich im Laufe der Zeit diese Strassendeckon

- Jjr  gesenkt , sodass neuerlich derartige Unebenheiten ent¬
standen sind , dass beim Befahren solcher Stellen Achsbrüchü und
andere schwere Beschädigungen von Motorfahrzeugen entstehen,
aiö un _ter drjn  gegebenen Verhältnissen überhaupt nicht , oder
nur unter grössten Schwierigkeiten repariert werden können.

Gemäss § 17 der Geschäftsordnung des Gemeindorates der
Stadt Wien stelle ich daher den

Antrag:
Der amtsführende Stadtrat der Verwaltungsgruppe yi wird

'•ufgeiordert , ehestens dafür Sorge zu tragen , dass die Bom-
wntiiohter , SchlaglÖchor und sonstige grösseren schadhaften
Stellen in d ^ n Strassendocken der wichtigsten Wiener Ver¬
ehr sst ras sen durch ordentlichen Strasscnbelag beseitigt wer-
^n , um schwere Beschädigungen von Fahrzeugen hintanzuhalton.
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Sitzung des Wiener Landtages

her Wiener Landtag hielt heute um 17 Uhr unter dem Vor¬
sitz dos zweiten Präsidenten Thaller  eine Sitzung ah . Auf der

Tagesordnung stand der Entwurf eines Gesetzes betreffend den
Fischereiausweis . Bio Verhandlung leitete der Abgeordnete
Sigmund ein . Er wies darauf hin , dass die Ausstellung der
Fischereiausweise vor 1938 keine Angelegenheit der Polizei

und bei der Neuregelung des Gesetzes auch nicht mehr in
diu- Kompetenz der Polizei fallen soll . Um eine vorläufige Rechts¬
ordnung zu schaffen , bleibe nichts anderes übrig , so wie im Fal¬
le Jagdkarten , die magistratischen Bezirksämter mit der Aus¬
stellung der Fischereiausweise zu betrauen . Die Erlassung eines
Landesgesetzes sei unbedingt erforderlich » Bis dahin soll die
tum Antrag gestellte Re .gelung gelten»

Abgeordneter Steinhardt {KPÖ } betonte , dass seine Fraktion
03 als Harte empfinde , dass Personen , die einmal wegen einer
Übertretung des Fischereigesetzes bestraft wurden , vom . Erhalt
eines Fischereiausweises ausgeschlossen sein sollen . Früher wäre
sef etwas leichter zu verschmerzen gewesen

^
jetzt handle es sich

'
■bür um die Beschaffung eines wichtigen Nahrungsmittels . Abge¬
ordneter Steinhardt stellte einen diesbezüglichen Abänderungs-
aatrag,

Stadtrat Sigmund  bat in seinem Schlusswort , seinen Antrag
3n uer ursprünglichen Form .anzunehmen » Bie Fischbestände seien
:iurch den Krieg ausser st dezimiert worden und es gehe nicht dn,
oass , wie cs nach dem kommunistischen Abänderungsantrag der Fall

l?ln  würde , die einen dis Fischbestände betreuen müssten , während
u - anderen den Nutzen hätten . Es wird jedoch dafür Sorge ge-
,r -0 gen werden , dass einmalige Gesetzesübertretungen und , Über-
Rötungen von Minderjährigen nicht einen vollkommenen Au $ -
Schluss vom Fischerei recht zur Folge haben sollen.

Der Antrag wurde mit einer geringfügigen Änderung , die
/0n Äog . Br , Freytag ( ÖVP ) beantragt worden war und unter Ab-
Ahnung des kommunistischen Änderungsantrages in erster und
Leiter Lesung angenommen.
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Sitzung das Wiener Gomeindoratos

Anschliessend hielt dar Wiener Gemeinderat unter Vorsitz
des Gemeinde rate s Thal ler eine Sitzung ab.

hach der Angelobung der zum ersten Male im Gemeinderat
erschienenen Gemeinderäte Johann Franz  und Karl Fürstenhof er,
die an Stelle der zu Bezirksvorstehern berufenen Gemeinde rate
Mor

’ und  treten , die ihr Mandat zurückgologt haben , v/er-
;en diw; duren diese Änderung notwondigen zahlen in mohrer»
Gerne ! ndOrtsausschüsse vorgenommen.

Bingobracht wurden 11 Anträge , 2 Dringlichkoitsanträge und
eine Anfrage.

Ohne Debatte erfolgte die Beschlussfassung von Friedhofs—
gebühren , für verschiedene Friedhofsarbeiton in j . /nun städti»
sahen Friedhöfen , in welchen G abmalfundierungen derzeit nicht
VOn dor  Friedhofsverv/altung bgw . deren Beauftragten ausgeführt
‘'Oj. cu ? n nonnen , ferner die Beschlussfassung eines Arbeitsvertra—

ffi tt der Wiener Holz - und KohljnvorkaufsgeSeilschaft m . b . H,
iVLhoko ) sowie die Übernahme der unmittelbaren Stromversorgung
1 Gemeinden  Matzendorf und Holles durch die Wiener stähtischerj
h ; ktrizitätswerke.

Nach einem Referat des amtsfehrenden St ad tra tos Novy  be¬
schloss der Gemeinderat ohne Debatte , die Wasserwerke der Stadt
!iön zu -inor Ausgabe » von 200 . 000 Schilling zur Belebung von
^iegsschäden am Nordrohrnetz und an Behältern der Wasserlei-
angsanlugen zu ermächtigen.

Gemeinderätin Resniczek  referierte über eine Subvention
ln dör  Höhe von S 17 . 000 für di - " In - und Auslandshilfe für
Österreichs Kinder "

, Aktion , n der Bundesregierung , durch die
J:" anlässlich einer künstlerischen und g . selligon Veranstal-

fällig gewordenen Vergnügungssteuern rückvergütet worden
'Hlon , Der Antrag wurde ohne Debatte angenommen.

Gleichfalls ohne Debatte beschloss der Gemeinderat nach
incm  Heferat des Gemeinderates Johann Swoboda  eine dritte

l ^ c- rplanmässigo Ausgabe für das Vorwrltungsjahr 1945 in der
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Höhe von S 500 . 000 für die Behebung von Kriegsschäden an

städtischen Amtsgebäuden.
Durch ein Referat des amtsführenden Stadtrates Nov^L

gelangt sodann der Antrag des Stadtsenates auf Abänderung

des Flächenwidmungs - und Bebauungsplanes für das Gebiet zwi¬

schen der Wundtgosse , der Südbahn , der Schweinemastanstalt

und dem Südwestfriedhof im XII . Bezirk , der anor Erweiterung

des Südwestfriedhofes dienen soll , in Verhandlung.

Oemeinderai ; Dr « Robitschok (ö/P ) erklärte , die Fraktion

der ÖVP . sieht ein , dass unbedingt eine Erweiterung des Süd-

westfriedhofs notwendig ist , es sei aber bedauerlich , dass die¬

se nur auf Kosten der Kleingärten geschehen könne , und beantragt

als Ersatz dafür andere Flächen zu bestimmen.

Stadtrat Novy sagte zu , daß die Gemeindeverwaltung

selbstverständlich dafür Sorge tragen werde , daß die zum Zwecke

der Friedhofserweiterung verloren gegangenen Grünflächen ander¬

weitig für Kleingärten zur Verfügung gestillt werden würden.

Der Antrag des Referenten wurde einstimmig angenommen.
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Die Organisation der öffentlichen Fürsorge

Übe r  öle Organisation der öffentlichen Fürsorge referierte

jsnüsführender Stadtrat Dr • Freund » Er schilderte einleitend die
Organisation der Fürsorge , die in Wien nach dem ersten Weltkrieg
ihre klassische Form gefunden hat und verwies darauf , daß sich die
bis .hejj . ggn Grundlagen der öffentlichen Fürsorge , wie sie seit der
Befreiung/bestanden haben , als unzulänglich erwiesen haben * Es
bestehe der Wunsch , demokratische Formen auch im Fürsorgewesen
neu zu beleben . Nach dem vorliegenden Anträge sollen in allen Wie¬
ner Bezirken Fürsorgeinstitutsvorstände eingesetzt werden , die der
jeweils stärksten Partei des Bezirkes zu entnehmen sind . Die zweit-
stärkste Partei soll den Stellvertreter des VoStandes stellen . Der
Bezirksfürsorgeamtsvorstand wird zugleich auch der Leiter des büro¬
kratischen Apparates des Fürsorgeinstitutes sein . Ihm werden Fürsor-

: zur Seite stehen , die von den politischen Parteien nominiert
md vom Stadtsenat auf Grund des StärkeVerhältnisses der politi-
°chen Parteien in den Bezirken bestellt werden . Auch die Bestellung
,cr Vorstande erfolgt durch den Stadtsenat.

Da « Statut der öffentlichen Fürsorge wird also im wesent¬
lichen die bewährten Formen der Zeit vor 1938 besitzen und nur in
-inzeinen Punkten , so - weit eine Yereinfachung dadurch erzielt wird,
«von abweichen * Die Gemeinde Wien hat derzeit rund 35 . 000 Perso-
aen zu befürsorgen.

0 ;r

Gemeinderat Mühlhauser (ÖVT ) begrüßt die Vorlage namens
niner Fraktion . Die Fürsorge für Erwachsene sei gerade heute 1-
sonders notwendig . Die ÖVP stehe auf dem Standpunkt , daß auf dies
Sektor nach sachlichen Grundsätzen gearbeitet und jede Politik:
'« schieden werden müsse . Es sei zu begrüßen , daß die Fürsorgeräte
«Mittelbar mit den zu Betreuenden in Fühlung kommen , da gerade
B vors ohämten Armen meistens die Ärmsten seien . Die Fürsormerä . !
•’Wten nicht wie bisher ihre Sprechstunden in den Sektionen der
3-itischen Parteien abhalten , sondern es müsse jeder Anschein v r
« « den werden , als ob die Fürsorgetätigkeit irgendwie von der pc j j-
S0 ^'en  Einstellung abhängig sei . Die ÖVP stimme den Grundzügen >■
Konisation zu . ( Lebhafter Beifall bei den Parteigenossen ) .
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verbinderat Pr , Altirsann  betont , die Organisationsgrunl-
würden von der kommunistischen Fraktion begrüßt und unter—

blitzt , weil s. 1. 6 ein Schritt aut dem Wege der Demokratisierung
der Fürsorge seien , deren Bedeutung gerade in der heutigen Zeit
fur  die gesamte Bevölkerung klar sei . Wir glauben , daß es viellei
.Fon günstigeren Weg der Demokratisierung der Verwaltung als den
des Proporzes geben könnte , aber auch dieser kann ein geeigneter
l’eg sein , wenn er die fähigen Leut -6 heranzieht , die willens sind,
ihre Pflicht zu erfüllen . Formsachen scheinen uns dabei nicht ve~
oent -i- icn zu sein . Hier handelt es sich im wesentlichen um die wie
krerrichtung einer altbewährten Institution , die ihr * Führer , der
leider zu den Toten der letzten Jahre zählende Pr c f . Tan dler ,
weit über die Grenzen unseres Vaterlandes hinaus bestens

'

bekannt
gemacht hat . Die hoffentlich bald erfolgende freie Wahl der Be¬
zirksvertretungen werde hoffentlich auch eine entsprechende Än¬
derung des Organisationsstatutes als Grundlage für die Bestellung
der Fürsorgerste bringen . Der Bntwurf als Maßnahme zur Demokrn-
tiuierung d ^ r Verwaltung gebe Anlaß , die Demo kr atisierung auf "■ •
nocil wichtigeren Gebiet der Bezirksverwaltung dringend zu urgie .

-
. n

is müsse der Hoffnung Ausdruck gegeben worden , daß der Wiener
seinderat als Landtag in allernächster Zeit Gelegenheit haben wer¬
ter die Berufung der provisorischen Bezirksvertretung ^ n zu ver¬
tane ein und ein entsprechendes Gesetz zum Beschluß zu erheben.

Berichterstatter amtsführender Stadtrat Dr . Freund gibt
'u Sbin «m Schlußwort der Genugtuung Ausdruck , daß alle Parteien

Zustimmung zu der Vorlage erteilten.
Der Antrag des Referenten wurda unverändert angenommen.
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Zwoi Dring1ichkeit s ant r äge.

Gemeinderat Bauer (ÖVP ) stellte einen Dringlichkeitsan¬
trag he troffonddie Ernährungslage , der sich reit der Zuerkennung
von Zusatzkarten an Arbeiter und Angestellte im allgemeinen , an
die Bediensteten im Hotelgewerbe im besonderen befasst.

Die Gliederung Angestellter , Arbeiter und Schwerarbeiter
hat in der gesamten Arbeiterschaft eine ungute Aufnahme gefun¬
den . Es wäre besser , diese Formulierung aufzuheben und eine

Klassifizierung einzuführen . Es gibt jetzt Arbeiter , die nur .
die Angestelltenkarte erhalten.

Das Arbeiterreferat hat mit den Arbeitgebern der Berufs¬
gruppe der Hotel , Gast - und Kaffeehausbesitzer verhandelt . Es
war früher üblich , dass man zu derartigen Verhandlungen selbst¬
verständlich auch die Vertreter der Arbeiter und Angestellten
eingeladen hat . Es sollen in Zukunft ganz eigenartige Methoden
gelten , unter welchen Voraussetzungen die Zulagekarten für die
in den Hotelbetrieben beschäftigten Arbeiter zuerkannfcwerden.
Danach würde die Hälfte der Arbeiter dort keine Zusatzkarte be¬
kommen.

Der Herr Stadtrat solle daher dafür Sorge tragen , dass
diese Verfügung , die sehr einseitig gegen die Arbeiterschaft
gerichtet ist , sofort aufgehoben wird.

Go meinde ra t Lausche r (KPÖ ) verlangte in einem weiteren

Dringlichereitsantrage unter Hinweis auf die katastrophale Er-

narhungslago , dass sich Bürgermeister und Stadtsenat sofort
ttit der Regierung in Verbindung setzen mögen , um mit den Ver¬
tretern der Sowjot - Union zwecks Abschlusses eines sowjetisoh-

v . - reichisehen Handelsvertrages in Fühlung zu treten . Es wäre
‘Allgemein bekannt , wie traurig die Ernährungslage in der ganzen
'klt ist , .es ist aber ebenso bekannt , dass in den letzten Wochen
•iner Reihe von Ländern durch Abschluss eines solchen Handels¬
vertrages rasch geholfen worden könnte . Das Ernährungsamt hat
Uns in der letzten Zeit vorgeführt , was 950 Kalorien in natura
Slna . sie reichen kaum für eine Mahlzeit . Es mehren sich daher
duch die Fälle , dass Arbeiter und insbesondere Jugendliche auf
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ihren Arbeitsplätzen erschöpft zus ammenbrechen < Tritt keine Ln-

dcrung ein , so ist das Schlimmste zu befürchten . Nachdem die
UNFiHA selbst betonte , daß man keine übertriebene Hoffnungen
in sie setzen möge , könne man es sich nicht mehfleisten , Illu¬
sionen nachzulaufen , hie KPÖ stellt sich daher restlos hinter
die Forderung der Wiener Arbeiter - und Angestelltenschaft , so
rasch als nr glich zu einem Handelsvertrag mit der Sowjet - Union
zu kommen.

G erne indezent Kunschak  verweist darauf , daß die durch d<
Antrag berührten Probleme allgemein bekannt seien und bedauert
würden . Pie Entscheidung über die Ernährungsfrage der Wiener
Bevölkerung sei jedoch bestimmten Paktoren üb erantwortet . Ab
1 » Juni werde die Verantwortung in die Hände der UHKP.A übergeht
Weder Gemeinde noch Regierungsorgane hätten eine Entscheidung
h ' rüber oder könnten eine Änderung in der Srnährungslage her > ei
führen . Eine solche Verantwortung dürfe dem Gemeinderat auch
unter dem Titel dieses Priagljchkeitsantrages nicht aufgebürdet
werden , nur um ir . der Bevölkerung ein gewisse Stimmung hervor-
zuuvuien . Pie Sowjet —Union sei auch ohne Handelsvertrag in der
L“ gCf *ür die Verpflegung der österreichischen Bevclvor - ng zu
sergen . Kompetent für die Fra en der Handelspolitik sei der if > ti
nslrat und die Regierung , in denen auch Vertreter der kommunist
sch ^ n Partei sitzen . Im Kabinettsrat sei eine diesbezügliche
Aktion von kommunistischer Seite noch nicht unternommen worden.
Eine der Hauptaufgaben sei der Abschluß von Handelsverträgen
mit allen in Betracht kommenden Staaten , aber der Wunsch der
österreichischen Regierung , Handelsverträge abzuschließen , bc-
deutet noch lange nicht , daß auf ihn auch vom Vertragspartntr
sofort eingegangen wird . Es sei fraglich , ob ein Handelsvertrag
bis zur neuen Ernte zum Abschluß kommen könnte . So klar wir er¬
kennen , daß diesem Massenelend abgeholfen werden muß und so
tief wir den Ernst der Situation erkennen , müssen wir doch bei

Behandlung dieser Frage den entsprechenden Ernst walten ln-
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Gemeinderat Br . Altmann  betont , es sei eine selbstver¬

ständliche Forderung der arbeitenden Wiener Bevölkerung , Han¬

delsverträge mit jenen Staaten , die uns Hilfe zu geben in der

Lage sind , und vor allem mit der Sowjet - Union abzuschliessen.

Ls sei Pflicht des Gemeinderates , diesen Wunsch der Bevölkerung

n n d0X zuständigen Stelle zum Ausdruck zu bringen . Der Antrag

sei mit dem Wunsche der arbeitenden Bevölkerung völlig identisch ^ #

Sine im Parlament an den zuständigen Minister diesbezüglich ge¬

richtete Anfrage sei unbeantwortet geblieben . Darum scheine der

Gemeinderat das richtige Forum für eine Diskussion dieser Frage

zu sein , wenn es überhaupt einer Diskussion bedürfe . Es sei zu

hoffen , dass sich die Gemeindevertretung Wiens hinter die

Forderungen der arbeitenden Bevölkerung stellen werde , um eine

Hilfe der Sowjet - Union durch einen Handelsvertrag zu ermöglichen,

und dass darüber hinaus auch die Regierung alles in ihrem Wir¬

kungsbereich Mögliche tun werde , um mit der Sowjet —Union in

Fühlung zu treten * Wir müssen in geregelte Wirtschaftsbeziehun¬

gen mit dem Ausland und mit jenen Staaten treten , auf welche

unsere gesamte Wirtschaft hinweist , und hiezu gehört vor allem

die Sowjet - Union.

Gemeinderat Kunschak  erklärte in einer Entgegnung , v

wohl , alle Abgeordneten seien darüber einig , dass ein

Vertrag mit der Sowjet - Union so rasch als möglich abgeschlossen

worden solle . Gegen diesen Antrag spreche lediglich die damit

verbundene Prophezeihung an die Bevölkerung , dass durch einen

Handelsvertrag mit der Sowjet —Union Österreich rasch aller Böte

auf dem Gebiet der Ernährung ledig sei . Wir sind der Überzeugung,

dass s ^ ch auch ein Handelsvertrag mit Sowjet - Russland nicht in

solcher Eile abschliessen lassen wird , dass in absehbarer Zeit

eine grössere Menge von Lebensmitteln herbeigeschafft werden

kann.
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Stadtrat Sigmund (SPÖ ) zeigte die Seh .wierigk e i1en auf,
die , Woche für Woche in der Lebensmittelzuteilung zu überwinden
sind . Es müsse betont werden , daß alle Nahrungsmittel auschließ --
iich von den  Alliierten stammen . Es ist daher deren selbstver¬
ständliches Recht zu bestimmen , welche Art von Lebensmitteln
and an wen diese ausgegeben werden dürfen . Las Zentralernährungs-
amt sei nichts anderes als ein 'Verteilerapparat , der zur Aufbrin¬

gung der Lebensmittel nichts beizutragen vermag . Ss hat aller¬
dings auch dafür zu sorgen , daß die Lebensmittel gerecht verteilt
werden. Las Zentralernährungsamt und dessen Personal , das Tag und
Nacht schwer arbeitet , werden sich daher nie dazu hergeben etwas
n . tan , was geben die Interessen der Arbeiterschaft gerichtet
ist.

Als in Erfahrung gebracht wurde , daß in der C . S . P . ge¬
wisse Kartoffelmengen übrig wären , hat sich Stadtrat Sigmund so-
brt nach Prag und Bratislava begeben -, um Abschlüsse zu tätigen.
In allen solchen Fällen lagen die Schwierigkeiten aber besonders
darin , daß Österreich nicht in der Lage ist zu bezahlen . Lie
Leistung der österreichischen Industrie reiche zu Kompensations¬
geschäften noch nicht aus , In der letzten Woche sind auch sechs
Ziite mit Saatkartoffeln , die zu ihren eigentlichen bweck nicht
nhr gebraucht wurdng^ r 11gacht der katastrophalen Ernährungs
l - ge an die Wiener Bevölkerung/gebracht worden . Seitens des Zen-
tral c, mährungsamtes werde nichts versäumt , was dazu dienen konnte,
um der Wiener Arbeiterschaft zu helfen.

Gemeinderat Baue r (ÖVP ) sprach nochmals zu der Frage der
Luagabe von Zusatzkarten für das Hotelgewerbe.

Lie beiden Anträge wurden der geschäftsordnungsmäßige»
«hanölung zugewiesen.
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